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Das Blalt erſcheint nach + 2 + Zu bestehen durch alle Poſt⸗ 
Bedarf, im allgemeinen In erin m att anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum Expedition des Blaktes 
Preiſe von jährlich M. 6. Berlin W. 8, Mauerſtr. 43,44. 


der 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
— Berlin, Mittwoch, den 16. Juni 1909. 9. Jahrgang. 


Ar. 13. 


Juhalt: 
I. Nerſonalien: S. 269. 

II. Allgemeine Nerwaltungsſachen: Betr. Dienſtreiſen S. 270. 

III. Handelsangelegenheiten: Schiffahrts angelegenheiten: Betr. Schiffseichſcheine S. 272. Betr. 
Dienftbücher für Binnenſchiffsleute S. 272. Betr. Führung von Segelluſtfahrzeugen S. 273. Betr. 
Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes S. 273. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Allgemeines: Betr Ausſührungsanweiſung zur Gewerbeordnung 
S. 273. — 2. Gewerbliche Anlagen: Betr. elektriſche Starkſtromanlagen S. 275. — 3. Dampf⸗ 
keſſelweſen: Betr. Feſtigkeit des Materials alter Keſſel S. 275. Betr. Unterſuchung von Dampf⸗ 
keſſeln durch Gewerbeaufſichtsbeamte S. 275. Betr. Sicherheitsventile an Dampfkeſſeln S. 276. Betr. 
ausländiſche Dampfkeſſel S. 276. — 4. Organiſation des Handwerks: Betr. Stipendien für 
einen Photographen⸗Fachkurſus S. 277. — 5. Gewerbeaufſicht: Betr. Vorſchriften für den inneren 
Dienſt der Gewerbeaufſichtsbeamten S. 277. — 6. Arbeiterverſicherung: Betr. Beſcheinigungen 
gemäß § 75 a des KVG. S. 278. 

V. Gewerbliche Anterrichts angelegenheiten: Fachſchulen: Betr. Prüfungen zur Aufnahme in höhere 
Maſchinenbauſchulen S. 278. 

VI. Nichtamtliches: Entſcheidungen der Gerichte: Betrifft Unterlagen für die Genehmigung gewerb— 
licher Anlagen 279. 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- Timmel find zu Navigations-Vorſchullehrern 
gnädigſt geruht, an den Navigations⸗Vorſchulen in Flensburg 


den Gewerbeinſpektoren Schulz in Pader- und Zingſt ernannt worden. 
born, Steinhäuſer in Itzehoe, Menzel ———— N 
in Elberfeld und Dr. Bender in Neuß Zum 1. Juli d. J. ſind verſetzt worden 
den Charakter als Gewerberat mit dem der Gewerbeinſpektor Beierling von Lennep 
perſönlichen Range als Rat vierter nach Crefeld in der bisherigen Amtseigen⸗ 
Nie, e 
> gern Solingen 1 L 
5 EN 9 Verwaltung der dortigen Gewerbeinſpektion. 


zu verleihen. Der Landrichter Schwiſter in Elberfeld 
. wor = iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Bei dem Miniſterium für Handel und Schiedsgerichts für die Arbeiterverſicherung 
Gewerbe ſind der Kanzleidiätar Munzel im Eiſenbahndirektionsbezirke Elberfeld er⸗ 
und der Kanzliſt Wernicke als Geheime nannt worden. 
Kanzleiſekretäre angeſtellt worden. Der Regierungsrat Dr. Andritzkty in 
Caſſel iſt zum Vorſitzenden des Schieds⸗ 
gerichts für Arbeiterverſicherung Regierungs⸗ 
Der Navigations⸗Vorſchullehrer Friedrich bezirk Caſſel und Fürſtentum Waldeck und 
Radmann aus Stettin⸗Grabow iſt zum des Schiedsgerichts für die Arbeiterverſiche⸗ 
Navigationslehrer ernannt und ihm die etats- rung im Eiſenbahndirektionsbezirke Caſſel 
mäßige Stelle eines ſolchen an der Navigations⸗ ernannt und der Regierungsrat Graf 
ſchule in Timmel übertragen worden. Die von Schlitz genannt von Görtz und 
Navigationsſchul⸗Aſpiranten Wilhelm Reuter Wrisberg daſelbſt von dieſem Amte ent⸗ 
aus Altona und Heinrich Coldewey aus bunden worden. 


Anlage: 


Der Regierungsaſſeſſor Baum in Gunt- 
binnen iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Gumbinnen ernannt worden. 


Der Direktor der Maſchinenbauſchule in 


Görlitz, Profeſſor Kloſe iſt mit der Wahr⸗ 


nehmung der Geſchäfte eines Regierungs- 
und Gewerbeſchulrats bei der Regierung in 
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Poſen, Gröſſel in Münſter, Wittig 
in Königsberg i. Pr., Franz in Frank⸗ 
furt a. O., Jeroſch in Erfurt, 
Düringer in Aachen, Neuhaus in 
Frankfurt a. M., Peharz in Kattowitz, 
Vent⸗Schmidt in Eſſen, Seingry 
in Cöln, Dr. Knieſche in Aachen, 
Wegner in Eſſen, Schwarz in Buxte⸗ 
hude, Schüler in Münſter, Birn⸗ 
baum in Breslau und Klasmer eben- 


Königsberg i. Pr. beauftragt worden. 


daſelbſt. 


Es haben den Charakter „Profeſſor“ er⸗ | 
halten die Baugewerkſchuloberlehrer: 

Göbel in Poſen, Blancke in Nienburg, 

Landré in Aachen, Schieblich in 


Fräulein Luiſe Graef iſt zur Gewerbe— 
ſchullehrerin an der Handels- und Gewerbe— 
ſchule für Mädchen in Rheydt ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Dienſtreiſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 4. Juni 1909. 

In der Anlage überſende ich Ihnen Abſchrift der Rundverfügung des Herrn Finanz⸗ 
miniſters und des Herrn Miniſters des Innern vom 26. April d. Is., betreffend die Reiſe⸗ 
tätigkeit der Beamten, mit dem Erſuchen, dieſe Verfügung auch für den Bereich meiner 
Verwaltung zu beachten. 

Im Auftrage. 


IIa 2496. von der Hagen. 


I 4720. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier und die dem 
Miniſterium für Handel und Gewerbe unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


br Berlin, den 26. April 1909. 

Die Reiſetätigkeit der Beamten hat in den letzten Jahren einen Umfang angenommen, 
der vielfach über das Maß des Notwendigen hinausgeht und zu einer nicht zu rechtfertigenden 
Belaſtung und vorzeitigen Erſchöpfung der zur Beſtreitung von Dienſtreiſen beſtimmten 
Fonds geführt hat. Wenn auch anerkannt werden muß, daß es für den Beamten vielfach 
notwendig iſt, ſich über die örtlichen Verhältniſſe aus eigener Anſchauung ein Urteil zu 
bilden, ſo muß doch — zumal bei der ungünſtigen Finanzlage, die allen Staatsbehörden 
die ſtrengſte Sparſamkeit zur Pflicht macht — eine zu ausgedehnte oder unzweckmäßig 
verteilte Reiſetätigkeit der Beamten unter allen Umſtänden vermieden werden, und zwar 
um ſo mehr, als ein Mißbrauch in dieſer Beziehung nur zu leicht geeignet iſt, das Anſehen 
der Beamten zu ſchädigen. 

Behufs tunlichſter ſachgemäßer Beſchränkung der Dienſtreiſen wird im einzelnen folgendes 
angeordnet: 1. Reiſen, die im weſentlichen nur einen repräſentativen Charakter haben, wie 
die Beteiligung von Spitzen der Behörden oder von höheren Beamten an Einweihungen, 
Dienſtjubiläen, Vereinsfeſten, ſind auf das unbedingt notwendige Maß zu beſchränken. Die 
bisweilen in dringender Form vorgetragenen Wünſche der Nächſtbeteiligten dürfen für die 
Beurteilung der Notwendigkeit einer ſolchen Beteiligung nicht maßgebend jein; vielmehr 
kann dieſe nur durch ein beſonderes ſtaatliches Intereſſe gerechtfertigt werden. 

2. Bei der Anordnung von Dienſtreiſen iſt in möglichſt zweckmäßiger und unnötige 
Koſten vermeidender Weiſe zu verfahren. Mehrere Dienſtgeſchäfte in derſelben Gegend ſind, 
wenn irgend angängig, in einer Reiſe zu erledigen. Zu einer Verzögerung dringlicher Maß⸗ 
nahmen, die eine beſondere Dienſtreiſe erforderlich machen, darf dies ſelbſtverſtändlich nicht 
führen. Im allgemeinen wird es aber geringere Koſten verurſachen und auch dem dienſt⸗ 
lichen Intereſſe mehr entſprechen, daß der Beamte mehrere Dienſtgeſchäfte auf einer nötigen⸗ 
falls mehrtägigen Reiſe erledigt, als daß er an einer Reihe von Tagen einzelne kürzere 
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Dienftreifen unternimmt und dadurch feine regelmäßige Tätigkeit am Dienſtorte jedesmal 
unterbrechen muß. Um nachprüfen zu können, in welchem Umfange die Reiſetage ausge⸗ 
nutzt worden ſind, iſt bei ſämtlichen — auch den eintägigen — Reiſen in den Reiſekoſten⸗ 
liquidationen die Zeit des Beginns und der Beendigung der Reiſe genau anzugeben. 

3. Die Zahl der an einer Dienſtreiſe teilnehmenden Beamten iſt auf das unumgänglich 
notwendige Maß zu beſchränken und in einem richtigen Verhältnis zu der Bedeutung der 
zu erörternden Sache zu halten. Es muß auffallen, daß zu Dienſtreiſen vielfach außer dem in 
der Hauptſache zuſtändigen Beanıten auch andere Beamte, die nur indirekt oder nebenbei 
an der Erledigung des Dienſtgeſchäfts beteiligt ſind, mit entſandt zu werden pflegen. Dies 
wird ſich vermeiden laſſen, wenn der zu entſendende Kommiſſar ſich vor dem Antritte der 
Dienſtreiſe nach Möglichkeit von den anderen beteiligten Beamten über beſondere Wünsche 
und Bedenken unterrichten läßt und dadurch in die Lage verſetzt wird, auch die von ihnen 
vertretenen, mehr nebenbei oder indirekt in Frage ſtehenden dienſtlichen Intereſſen zu be⸗ 
rückſichtigen. Zu einer Verminderung der Zahl der Teilnehmer an den Dienſtreiſen wird 
es auch beitragen, wenn verwandte Dienſtzweige, die öfter Reiſen der mit ihnen betrauten 
Beamten erfordern, tunlichſt in eine Hand gelegt werden. Bei der Aufſtellung der Ge— 
ſchäftsverteilung iſt darauf zu achten. 

Auch in der Heranziehung der unteren Juſtauzen und der Beteiligung der Beamten 
anderer Reſſorts bei auswärtigen Terminen wird vielfach zu weit gegangen. Wenn auch 
nicht verkannt wird, daß nicht ſelten bei wichtigen Angelegenheiten durch Herbeiführung 
einer Ausſprache der Vertreter der unmittelbar beteiligten Behörden mit den Intereſſenten 
und unter einander an Ort und Stelle eine wertvolle Beſchleunigung der Entſcheidung 
ermöglicht werden kann, ſo wird doch auch in dieſer Richtung ein Übermaß ſorgfältig zu 
vermeiden ſein. Die vielfach beſtehende Sitte, zu jeden auswärtigen Termin alle zu⸗ 
ſtändigen Vertreter der unteren Inſtanzen zuzuziehen ſowie alle irgendwie intereſſierten 
anderen Verwaltungen zu benachrichtigen und ihnen die Teilnahme nahezulegen, entſpricht 
nicht immer dem dienſtlichen Intereſſe. Die daraus ſich ergebende übergroße Zahl der 
Teilnehmer an einem Termine beeinträchtigt leicht die Verhandlungen und die Einheitlichkeit 
des Auftretens der maßgebenden Beamten und gibt der Bevölkerung ein unerfreuliches 
Bild der Kompliziertheit der Behördenorganiſation und der Schwerfälligkeit und Umſtänd— 
lichkeit des Geſchäftsganges. Es iſt daher in jedem einzelnen Falle ſorgfältig darauf zu 
achten, daß nur die wirklich notwendigen Beamten zugezogen und ſo die bisher oft ganz 
unverhältnismäßigen Koſten erheblich herabgemindert werden. Unter Umſtänden wird es 
genügen, wenn die zu entſendenden Kommiſſare der zunächſt beteiligten Behörden von den 
übrigen Dienſtſtellen über beſondere Wünſche und Bedenken vor dem Termin unter 
richtet werden. 

4. Eine beſondere Beſchränkung wird die Beſchickung von Kongreſſen, Verſammlungen 
und ähnlichen Veranſtaltungen erfahren müſſen. Derartige Veranſtaltungen haben ſich in 
letzter Zeit ſehr erheblich vermehrt, und ganz beſonders hat die Zahl der zu ihnen ent⸗ 
ſandten Beamten zugenommen. Der Nutzen der Teilnahme der Beamten an dieſen Ver⸗ 
anſtaltungen iſt im allgemeinen nur gering. Mit der zunehmenden Häufigkeit hat ſich ihr 
durchſchnittlicher Wert und der Gehalt deſſen, was auf ihnen geboten wird, nicht erhöht. 
Ihre feſtliche, mehr auf die Darbietung von Vergnügungen gerichtete Seite iſt vielfach ganz 
unverhältnismäßig ausgebildet. Bei allen wichtigeren Veranſtaltungen aber werden die 
wohl vorbereiteten Vorträge, mit denen die ſachlichen Verhandlungen eingeleitet zu werden 
pflegen, durchweg nachher dem Drucke übergeben und entgehen daher dem ſich für den 
Gegenſtand intereſſierenden Beamten nicht; dagegen führt die freie Diskuſſion auf 
den Verſamlungen meiſt nur in ſehr geringem Maße zu einer wirklichen, Bereicherung 
der Erfahrungen. Als eigentlicher Wert bleibt ſomit regelmäßig für die Teil— 
nehmer nur die ſogenaunte perſönliche Fühlungnahme und der private Gedanken— 
austauſch. Ihre Bedeutung muß aber in den meiſten Fällen zweifelhaft erſcheinen, da das 
unruhige Durcheinander von Arbeit und Zerſtreuung nur ſelten Beziehungen entſtehen läßt, 
die einen ernſten, nachhaltigen Meinungsaustauſch geſtatten. Auch bei den an die Verſamm⸗ 
lungen häufig angeſchloſſenen Beſichtigungen wird den daran teilnehmenden Beamten die 
Gelegenheit zur eingehenden Information durch die große Zahl der übrigen Teilnehmer 
nur verkürzt. 

Aus odieſen Gründen muß die Teilnahme der Beamten an Kongreſſen uſw. mög⸗ 
lichſt eingeſchränkt werden. Vor der Entſendung der Beamten, ſoweit Euere uſw. 
ſelbſtändig darüber befinden können, und auch bei der Befürwortung dahingehender 
Anträge iſt in jedem einzelnen Falle nach den angegebenen Geſichtspunkten ſtreng zu 
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prüfen, ob die Teilnahme des Beamten im dienſtlichen Intereſſe wirklich dringend ge— 
boten iſt. Wird die Teilnahme geſtattet, jo muß fie ferner auf das notwendige Mindeit- 
maß, d. h. regelmäßig auf die Anweſenheit bei den fachlichen Verhandlungen, beſchränkt 
werden, damit der Beamte ſeinen regelmäßigen Dienſtgeſchäften nicht länger, als es unbe⸗ 
dingt erforderlich iſt, entzogen wird. Denn der Zweck der Entſendung von Beamten zu 
derartigen Veranſtaltungen iſt regelmäßig nicht die repräſentative Teilnahme an allem Dar⸗ 
gebotenen, ſondern die Beteiligung an den ernſten, fachlichen Jutereſſen gewidmeten Ver— 
handlungen. Die weitere Beteiligung an den anſchließenden Vergnügungen iſt vielfach 
nur geeignet, in weiten Kreiſen unrichtige Anſchauungen über den Umfang und den Ernſt 
der dienſtlichen Pflichten der Beamten zu erwecken. 

Die Beachtung der vorſtehenden Grundſätze machen wir Euerer uſw. zur beſonderen 
Pflicht. Wir verkennen nicht, daß die Ausgeſtaltung der Dienſtreiſen in erſter Reihe Sache 
des dienſtlichen Taktes und daher der Nachprüfung durch die höhere Inſtanz bis zu einem 
gewiſſen Grade entzogen iſt. Umſomehr müſſen wir darauf vertrauen, daß es Euerer uſw. 
gelingen wird, die Reiſetätigkeit der Beamten auf das im dienſtlichen Intereſſe wirklich 
erforderliche Maß zu beichranfen, und daß die Beamten ſelbſt gemäß den Anordnungen 
dieſes ihnen mitzuteilenden Erlaſſes verfahren werden. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
gez. v. Rheinbaben. In Vertretung. 
gez. Holtz. 


T 4135 IL. Aug. II 3358 II. Ang. III 5391 1I. Aug. — M. d. J. Ta 3798. 


An die Herren Ober- und Regierungspräſidenten und den Herrn Präſidenten der König— 
lichen Minifterial:, Militär- und Baukommiſſion hier. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


Schiffahrts angelegenheiten. 
Betr. Schiffseichſcheine. 
Berlin, den 19. Mat 1909. 
Die Koſten, welche durch die öffentliche Bekanntmachung der Ungültigkeitserklärungen 
von Schiffseichſcheinen entſtehen (§S 11 der Eichordnungen für die Binnenſchiffahrt), find 
von den Schiffseigentümern zu tragen. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter „Der Miniſter 
In Vertretung. für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. 
18 Im Auftrage. Sur Auftrage. 
a von der Hagen. Peters. 


III 7687. I 8088 F. M. — IIb 5086 M. f. H. — III A. 6. 160 0. M. d. ö. A. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. und zur Nachachtung an die beteiligten Herren 
Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Betr. Dienſtbücher für Binnenſchiffslente. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

2 Berlin W. 66, den 24. Mat 1909. 
Durch die preußiſche Verordnung vom 8. Juli 1856 war vorgeſchrieben worden, daß 
jeder Dienſtmann auf einem Flußſchiff oder Floße mit einem Dienſtbuche verſehen ſein und 
dasſelbe auf jeder Reiſe bei ſich führen müſſe. Dieſe Verpflichtung iſt, nachdem durch 
§ 21 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnen⸗ 
ſchiffahrt (RGGBl. 1898 S. 868), die Schiffsmannſchaft der Gewerbeordnung unterſtellt iſt, 
nicht mehr als rechtsgültig anzuſehen. Dagegen beſteht die durch Verfügung der zuſtändigen 
Miniſter vom 4. Mai 1854 gegebene Vorſchrift, daß die Schiffsleute auf der Elbe mit 
einem Dienſtbuche verſehen ſein müſſen, für dieſen Strom nach wie vor zu Recht, da die 
Einrichtung auf einer Vereinbarung der Elbuferregierungen beruht und ohne die Zu— 


213 


ſtimmung aller Elbuferſtaaten nicht aufgehoben werden kann und preußiſcherſeits auch nicht 
aufgehoben worden iſt. 

Da nach den Ausführungen Ihrer Eingabe angenommen werden muß, daß einzelne 
preußiſche Behörden die Ausfertigung von Dienſtbüchern für Elbſchiffer verweigert haben, 
habe ich Veranlaſſung genommen, die in Betracht kommenden Dienſtſtellen erneut auf die 


Rechtslage hinweiſen zu laſſen. 
Im Auftrage. 


IIb 3825. von der Hagen. 


An den Vorſtand des Schiffervereins in L. 


Betr. Führung von Segelluſtfahrzeugen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. Juni 1909. 

Nach der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 21. Mai d. J. (RGBl. S. 445) 
finden die Vorſchriften über die Beſetzung der Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und Schiffs— 
offizieren vom 16. Juni 1903 (RG Bl. S. 247) auf Luſtfahrzeuge keine Anwendung mehr. 
Ich erſuche Sie, die Seemannsämter des Bezirks darauf hinzuweiſen, daß hiernach zur 
Führung von Segelluſtfahrzeugen ein Befähigungszeugnis fortan nicht erforderlich iſt. 


Im Auftrage. 
Ib 5097. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
N Dem früheren Schiffer auf kleiner Fahrt Albert Falk aus Groß-Ziegenort, zur Zeit 
in Geeſtemünde wohnhaft, iſt die ihm durch den Spruch des Seeamtes in Bremerhaven 
vom 28. September 1906 entzogene Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes wieder 
eingeräumt worden. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Allgemeines. 


Betr. Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung. 
Berlin W. 66, den 20. Mat 1909. 
a Die Vorſchriften in Ziffer 12, 16, 17, 24 und 27 der Ausführungsanweiſung zur 
Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904 werden wie folgt abgeändert: 
J. Ziffer 12. Der erſte Abſatz erhält folgenden Zuſatz: 

Bei Anträgen, welche die Beteiligung eines Veterinärbeamten be— 
dingen (Ziffer 16 Abſ. 2), ſind dieſe Unterlagen in vier Exemplaren ein— 
zureichen.“ 

II. Ziffer 16. Dem zweiten Abſatze wird folgender Satz angefügt: 

„Wenn es ſich um Darmſaitenfabriken, Darmzubereitungsanſtalten, 
Leimſiedereien, Zubereitungsanſtalten für Tierhaare, Talgſchmelzen, Schlädh- 
tereien, Gerbereien, Abdeckereien, Anitalten zum Trocknen und Einſalzen 
ungegerbter Tierfelle handelt, ſo iſt das vierte Exemplar dem zuſtändigen 
Veterinärbeamten zu überſenden.“ 

III. Ziffer 17 erhält folgende Faſſung: 

„Wird bei Veränderungen beſtehender Anlagen (§ 25) der Antrag 
geſtellt, von der öffentlichen Bekanntmachung Abſtand zu nehmen, ſo haben 
ſich der Baubeamte, der Gewerbeaufſichtsbeamte, der Medizinalbeamte und 
der Veterinärbeamte (Ziffer 16) bei Rückgabe der Vorlagen auch hierüber 
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auszuſprechen. Der Antrag wird der Regel nach dann zu befürworten 
ſein, wenn es ſich um eine offenbare Verbeſſerung handelt oder die 
Unſchädlichkeit der beabſichtigten Veränderung klar zutage liegt. Seine 
Befürwortung kann auch dann ſchon zuläſſig ſein, wenn neue oder größere 
Nachteile, Gefahren und Beläſtigungen, als mit der vorhandenen Aulage 
verbunden ſind, durch die beabſichtigte Veränderung nicht herbeigeführt 
werden können. 

Denmächſt werden die Akten der zuſtändigen Beſchlußbehörde vor 
gelegt. Sofern Schädigungen der Land- und Forſtwirtſchaft ſowie der 
Fiſcherei als Folgen der geplanten Veränderung in Frage kommen können 
und trotzdem die Beſchlußbehörde dem Antrag auf Abſtandnahme von der 
öffentlichen Bekanntmachung ſtattzugeben beabſichtigt, werden zuvor geeignete 
weitere Sachverſtändige zu hören ſein. Gegen den Beſchluß, durch den 
der Antrag abgelehnt wird, findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt.“ 

IV. Ziffer 24 erhält folgenden Wortlaut: 

„Nach dem Abſchluſſe der Erörterungen ſind die Verhandlungen, wenn 
es erforderlich erſcheint, dem Baubeamten, dem Gewerbeaufſichtsbeamten, 
dem Medizinalbeamten und dem Veterinärbeamten (Ziffer 16) zur Abgabe 
eines neuen Gutachtens mitzuteilen. Iſt der Medizinalbeamte und der 
Veterinärbeamte noch nicht gehört, ſo iſt in geeigneten Fällen die Abgabe 
eines Gutachtens nunmehr herbeizuführen. Bei Stananlagen ſind die in 
Ziffer 16 Abſatz 7 bezeichneten Beamten immer nochmals zu hören. Soweit 
es ſich um Anlagen handelt, welche durch Hebung oder Senkung des 
Waſſerſtandes in einem Gewäſſer oder durch Verunreinigungen von Ge 
wäſſern in waſſerwirtſchaftlicher oder fiſchereiwirtſchaftlicher Hinſicht erheb⸗ 

‚ liche Schädigungen herbeiführen können, ift ferner dem zuſtändigen Meliora 
tionsbaubeamten bezw. Fiſchereiaufſichtsbeamten Gelegenheit zur Abgabe 
eines Gutachtens zu geben. Denmächſt werden die Verhandlungen mit einer 
Außerung über die Zuläſſigkeit der Anlage und über die etwa erhobenen 
Einwendungen auf dem vorgeſchriebenen Wege der Beſchlußbehörde vor— 
gelegt. Handelt es ſich um die Genehmigung der Stauanlage für ein zum 
Betrieb auf Bergwerken und Aufbereitungsanſtalten beſtimmtes Waſſer⸗ 
triebwerk, ſo ſind die Verhandlungen zunächſt dem Oberbergamte vor⸗ 
zulegen und von dieſem mit ſeiner Außerung an den Bezirksausſchuß zu 
befördern.“ i 


V. Ziffer 27. Zwiſchen dem vierten und fünften Abſatze wird als neuer Abſatz 
eingefügt: 
„Gründen die Einwendungen ſich auf die Behauptung, daß die An 
lage in land-, forft-, waſſer⸗ oder fiſchereiwirtſchaftlicher Hinſicht erhebliche 
Schädigungen herbeizuführen geeignet ſei, und ſind nicht bereits durch die 
in Ziffer 16 und 24 bezeichneten ſachverſtändigen Beamten Art und Umfang 
dieſer Schädigungen und die zu ihrer Verhütung geeigneten Maßregeln 
hinreichend feſtgeſtellt, ſo wird die Beſchlußbehörde über jene Einwendungen 
durch Vernehmung von geeigneten Sachverſtändigen Beweis zu erheben 
haben. Bei der Auswahl dieſer Gutachter werden die von der landwirt— 
ſchaftlichen Verwaltung bezeichneten Sachverſtändigen in Betracht zu 
ziehen ſein.“ 
Wir erſuchen, dieſe Anderungen im Regierungs-Autsblatte zu veröffentlichen. 
Zugleich laſſen wir Ihnen Exemplare dieſer Anderungen in der Form von Deck⸗ 
blättern zu der genannten Ausführungsanweiſung unter Hinweis auf den Schlußſatz des 
Erlaſſes vom 1. Mai 1904 (M Bl. S. 118) zu weiterer Veranlaſſung zugehen. 


Der Miniſter Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Delbrück. von Arnim. 


III 9052/08 M. f. H. — IA Ia, be 514 J. III 1127 1 M. f. L. 


An die Herren Regierungspräfidenten. 
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2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. elektriſche Starkſtromanlagen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Mai 1909. 

Über die Frage, ob Gould'ſche Kupplungen in Freileitungen genügende Sicherheit 
gegen Verletzungen durch elektriſchen Strom bieten, habe ich den Verband Deutſcher Elektro- 
techniker zu einer gutachtlichen Außerung aufgefordert. Dieſer hat zu der Frage wie folgt 
Stellung genommen: 

„Die in den Berichten beſchriebene Verwendungsweiſe der Gould'ſchen Kupplung 
derart, daß die Drähte zwiſchen zwei Maſten gekreuzt wurden, iſt eine ungewöhnliche und 
in erſter Linie als Urſache des Unfalls anzuſehen. Es liegt in der Natur dieſes Hilfs 
mittels, daß es nur dann ſeine beſtimmungsmäßige Wirkungsweiſe ausüben kann, wenn 
die Drahtenden nach erfolgtem Bruche des Drahtes frei und ungehindert herabfallen 
können. Eine Kreuzung zweier Drähte ſollte daher vermieden werden. Iſt eine Ver⸗ 
drillung der Leitung angezeigt, ſo muß ſie zwiſchen den Befeſtigungspunkten, die ſich an 
ein und demſelben Maſte befinden, ausgeführt werden, oder es iſt in den verdrillten Strecken 
die Verwendung der Gould'ſchen Kupplung zu vermeiden. Auch wird die Anwendung der 
Gould'ſchen Kupplung ſtets unterbleiben müſſen bei Drahtſtrecken, die oberhalb von anderen 
Drähten angeordnet ſind. 

Da dieſe notwendige Beſchränkung in der Verwendung der Gould'ſchen Kupplung 
nicht genügend bekannt zu ſein ſcheint, ſo ſoll in Zukunft in den Erläuterungen zu den 
Sicherheitsvorſchriften darauf hingewieſen werden. Eine weitergehende Beſchränkung in 
der Verwendung der Gould ſchen Kupplung hat die Sicherheits⸗-Kommiſſion des Verbandes 
Deutſcher Elektrotechniker nicht für empfehlenswert erachtet, weil ſie unter Umſtänden bei 
ihrer Beſtimmung entſprechender Anwendung ſehr nützlich ſein kann.“ 

Mit dieſen Grundſätzen erkläre ich mich einverſtanden und erſuche, demgemäß zu verfahren. 


Im Auftrage. 
III 3956. Neumann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


3. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Feſtigkeit des Materials alter Keſſel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 24. Mai 1909. 

Die Auffaſſung des Dampfkeſſelüberwachungsvereins in N., daß die Beſtimmungen 
über die in Rechnung zu ſtellende Feſtigkeit des Materials alter Keſſel (ſ. Schlußſatz des 
§ 21 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln 
vom 17, Dezember 1908) auf die Fälle des § 25 der Gewerbeordnung, vorliegendenfalls 
auf die erneute Genehmigung einer Keſſelanlage gelegentlich der Errichtung eines neuen 
Schornſteins anzuwenden ſeien, iſt irrtümlich. Die angeführten Beſtimmungen haben viel⸗ 
mehr nur dann Anwendung zu finden, wenn es ſich um die Neugenehmigung alter Keſſel 
gemäß § 24 der GewO. handelt, alſo von Keſſeln, deren frühere Genehmigung erloſchen 
iſt. Die §§ 7 und 8 der Keſſelanweiſung vom 9. März 1900 werden demnächſt eine neue 
Faſſung erhalten, um die Unterſchiede zwiſchen §§ 24 und 25 Gewd. in den entſprechenden 
§§ 7 und 8 der Keſſelanweiſung klar zum Ausdrucke zu bringen. 

In Vertretung. 
III 4116. Dr. Richter. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Unterſuchung von Dampfkeſſeln durch Gewerbeaufſichtsbeamte. 
Der Mini ü Gewerbe. 
Der Minifter für Handel u Berlin W. 66, den 26. Mai 1909. 


Eintragungen in die Dampfkeſſelreviſionsbücher über außerordentliche Unterſuchungen 
an Dampfkeſſeln durch Gewerbeaufſichtsbeamte haben nur dann einen Sinn, wenn bei den 


— 


äußeren Unterſuchungen Mängel gefunden find, deren Beſeitigung innerhalb einer feſt⸗ 
zuſetzenden Friſt erfolgen muß. Da an ſolchen Fällen der Dampfkeſſelüberwachungsverein, 
deſſen Aufſicht der Keſſel unterſteht, ein Intereſſe hat, und da es zugleich zweckmäßig 
erſcheint, die weitere Verfolgung der Angelegenheit dem zuſtändigen Überwachungsvereine 
zu überlaſſen, ſo halte ich die Mitteilung der Eintragungen über die von Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten bei außerordentlichen äußeren Unterſuchungen gefundenen Mängel an die Dampf⸗ 
keſſelunterſuchungsvereine für geboten. 
Im Auftrage. 


III 3339. Neumann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Wiesbaden 
und zur Kenntnis 
an die übrigen Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Sicherheitsventile an Dampfkeſſelu. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. Juni 1909. 

In Verfolg meines Erlaſſes vom 13. Mai 1905 teile ich Ihnen mit, daß bei 
den Erörterungen über die allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung 
von Dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 die Anregung, bei beweglichen Dampf, 
keſſeln von der Forderung zweier von einander unabhängiger Sicherheitsventile abzuſehen, 
keine Zuſtimmung gefunden hat (vergl. § 9 der neuen Beſtimmungen). Als bewegliche 
Dampfkeſſel find auch die nicht der Aufſicht der Eiſenbahnverwaltung unterſtehenden Loko 
motivkeſſel anzuſehen. Die Frage, ob Ramsboltom-Ventile mit voneinander abhängiger 
Federbelaſtung an ſolchen Keſſeln als zuverläſſig anzuſehen ſeien, muß daher verneint 
werden, da bei ihnen der Zweck der Vorſchrift, daß beim Verſagen des einen Ventils das 
andere ungehindert und richtig wirkt, nicht erreicht wird. 

Im Auftrage. 
III 4384. Neumann. 


An die Firma N. in L. 


Betr. ausländiſche Dampfkeſſel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 4. Juni 1909. 

Nach den zwiſchen den verbündeten Regierungen getroffenen Vereinbarungen, betreffend 
Beſtimmungen über die Genehmigung, Unterſuchung und Reviſion der Dampfkeſſel, vom 
17. Dezember 1908 — Nr. 84 der Druckſachen — (§ 988 der Protokolle), ſoll bei Dampf⸗ 
keſſeln, die aus dem Auslande bezogen werden, der Nachweis, daß der Bauſtoff ſolcher 
Keſſel nach den hier beſtehenden Vorſchriften geprüft worden iſt, durch Zeugniſſe von Sach 
verſtändigen erfolgen, die in den Bundesſtaaten als ſolche anerkannt ſind. Da letztere 
Zeugniſſe, wie Anlage I. Erſter Teil. I. (Prüfungen) der allgemeinen polizeilichen Be- 
ſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 ergibt, im 
Gegenſatze zu den Werksbeſcheinigungen nur durch Perſonen ausgeſtellt werden ſollen, die 
unabhängig von den liefernden Werken ſind, ſo genügen hiernach für Auslandskeſſel Werks⸗ 
beſcheinigungen zum Nachweiſe der Feſtigkeitseigenſchaften nicht. 

Beſcheinigungen des engliſchen Lloyd bin ich bereit als Sachverſtändigenzeugniſſe an— 
zuerkennen, wenn von engliſchen Fabrikanten ein entſprechender Antrag geſtellt, und die 
Bereitwilligkeit des Lloyd zur Ausſtellung ſolcher Zeugniſſe nach den hieſigen Vorſchriften 
nachgewieſen wird. 

Im Auftrage. 


III 4468. Dr. Neuhaus. 


An Herrn N. in L. 
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4. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Stipendien für einen Photographeu⸗Fachkurſus. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. . 
Berlin W. 66, den 27. Mat 1909. 

Eure Exzellenz überſende ich Abſchrift eines Berichts der hieſigen Handwerkskammer vom 
18. März d. J. zur gefälligen Kenntnisnahme mit dem Bemerken, daß ich der Kammer für 
den diesjährigen Fachkurſus für Photographen zu Stipendienzwecken für Photographen 
aus preußiſchen Handwerkskammerbezirken (mit Ausſchluß der Stadt Berlin 
und deren näherer Umgebung) eine Beihilfe bis zur Höhe von 500 % bewilligen will. 

Entſprechend den Vorſchlägen der Kammer erkläre ich mich damit einverſtanden, daß die 
Stipendien im einzelnen auf etwa 80 bis 100 / zu bemeſſen, daß, außer den Reiſekoſten 
III. Klaſſe, Tagegelder von 5ũ % für die Dauer von 10 bis 12 Tagen zu gewähren und 
daß Stipendien nur an bedürftige und würdige Bewerber zu verleihen ſind. Von den nach 
den obigen Sätzen zu berechnenden Stipendien iſt nur die Hälfte aus der bereitgeſtellten 
Staatsbeihilfe zu zahlen, während der Reſt von anderer Seite, insbeſondere von den 
zuſtändigen Handwerkskammern oder den Heimatsgemeinden aufzubringen iſt. Die Be— 
willigung von Stipendien kommt daher nur bei ſolchen Kurſusteilnehmern in Frage, bei 
denen ſich die Handwerkskammer, Heimatsgemeinde uſw. zur Übernahme der Hälfte des 
Stipendienbetrags bereit erklärt hat. 

Eure Exzellenz erſuche ich, die hieſige Handwerkskammer entſprechend zu benachrichtigen 
und an ſie nach Bedarf bis zu dem oben genannten Betrag aus dem Fonds Kap. 69 
Tit. 15 Zahlung leiſten zu laſſen. 


IV 5414. Delbrück. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und 


zur Kenntnisnahme und Mitteilung an die Handwerkskammer, die ſich gegebenenfalls mit 
der hieſigen Handwerkskammer ins Benehmen zu ſetzen hat, an die übrigen Aufſichts 
behörden der Handwerkskammern. 


5. Gewerbeauſſicht. 


Betr. Vorſchriften für den inneren Dienft der Gewerbeaufſichtsbeamten. 


len Ie 5 0 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 3, Juni 1909. 

Da durch das Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, vom 28. De— 
zember v. J. (RGBl. S. 667) nur ein Teil des vom Bundesrate dem Reichstage vorgelegten 
Geſetzentwurfs feine Erledigung gefunden hat, während die Verhandlungen des Reichstags über 
den anderen Teil dieſes Geſetzentwurfs noch ſchweben, habe ich davon abgeſehen, ſchon jetzt 
anläßlich des Geſetzes vom 28. Dezember v. J. eine Anderung der Ausführungsanweiſung 
zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904 und der Vorſchriften für den inneren Dienſt der 
Gewerbeinſpektionen vom 3. Juni 1901 herbeizuführen. Ich beſchränke mich vielmehr zunächſt 
darauf, anzuordnen, daß in den Gewerbeinſpektionen, wo eine Neuanlegung des gewerblichen 
Kataſters gemäß III. 4 der Vorſchriften für den inneren Dienſt vom 3. Juni 1901 erforderlich 
wird, in Abſchnitt A Abteilung I des Kataſters folgende Betriebe aufzunehmen find: 

Die gewerblichen Betriebe, in denen in der Regel mindeſtens zehn Arbeiter beſchäftigt 
werden, mit Ausnahme der in GewO. $ 154 Abſ. 1 unter Nr. 1 bis 3 bezeichneten, der 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften und des Verkehrsgewerbes (GewO. $ 1341), 

Ziegeleien und über Tage betriebene Brüche und Gruben, wenn darin in der Regel 
mindeſtens fünf Arbeiter beſchäftigt werden (GewO. § 154 Abſ. 2), 
| Hüttenwerke, Zimmerplätze, andere Bauhöfe, Werften und Werkſtätten der Tabak 
induſtrie, auch wenn in ihnen in der Regel weniger als zehn Arbeiter beſchäftigt werden 
(GewO. 8 154 Abſ. 2), 
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Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, unterirdiſch betriebene Brüche und Gruben, 
ſoweit ſie der Aufſicht der Bergbehörden nicht unterliegen, auch wenn in ihnen in der 


Regel weniger als 10 Arbeiter beſchäftigt werden (GewO. § 154 a). 
III 4514. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


6. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinignngen gemäß § 75 des KBG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des $ 75 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes genügen: 


Handwerker-Kranken⸗ und Sterbe⸗Kaſſe (E. H.) in Langenbielau, 

Kranken⸗ und Sterbekaſſe zu Rambach (E. H.), 

Kranken⸗ und Sterbekaſſe zu Breckenheim (E. H.), 

5 e der Büchſenmacher und verwandten Branchen (E. 9.) 
in Suhl, 

Handwerks-Geſellen- und Lehrlings⸗Krankenkaſſe (E. H.) zu Kettwig, 

Kranken- und Sterbekaſſe (E. H.) in Cröftel, 

Schiffer⸗Kranken⸗Kaſſe zu Aken a. Elbe (E. DI, 

3 Era der Maurer- und Dachdeckergeſellen in der Stadt 
Aken (E. H.), 

9. Allgemeine Kranken- und Sterbekaſſe für Männer und Frauen (E. H.) in Fechenheim, 

0. Kranken- und Begräbnis⸗Kaſſe für Milow und Umgegend (E. H.). 


Berlin, den 12. Juni 1909. 
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Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 4767 U. Ang. Neumann. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Fachſchulen. 
Betr. Prüfungen zur Aufnahme in höhere Maſchinenbauſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. Juni 1909. 

Zur Verminderung des Schreibwerks beſtimme ich hierdurch in Abänderung des Er⸗ 
laſſes vom 19. November 1901 (SMBl. S. 3056), daß mir von jetzt ab die Termine für 
die Prüfungen zum Nachweiſe der für die Aufnahme in höhere Maſchinenbauſchulen er 
forderlichen Kenntuiſſe nicht mehr anzuzeigen find, da von ihrer Veröffentlichung im 
Miniſterialblatt der Handels- und Gewerbeverwaltung künftig abgeſehen wirb. 

Ich überlaſſe es nunmehr den Direktoren der in Betracht kommenden Anſtalten, die 
Termine für dieſe Aufnahmeprüfungen nach den bisherigen Grundſätzen und Beſtimmungen 
feſtzuſetzen und in geeigneter Weiſe bekannt zu machen, ſoweit Sie ſich nicht etwa die Be 
ſtimmung darüber vorbehalten wollen. 

Im 8 2 der Ordnung für die Prüfung zum Nachweis der für die Aufnahme in die 
höheren Maſchinenbauſchulen erforderlichen Kenntniſſe vom 19. November 1901 ( MBl. 
S. 333) ſind dementſprechend die Sätze „Die in Ausficht genommenen Termine ſind bis 


S. 3 


zum 1. November und bis zum 1. April von den Direktionen der betreffenden Anſtalten 
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dem Miniſter für Handel und Gewerbe anzuzeigen. Sie werden von dieſem nach Ge- 
nehmigung durch das Miniſterialblatt der Handels- und Gewerbeverwaltung bekannt ge— 
geben.“ zu ſtreichen. 

Die Anzeigen darüber, wieviel Schüler ſich der Prüfung an jeder Anſtalt unterzogen 
haben und wieviel davon die Prüfung beſtanden haben, ſind mir nach wie vor zu den 
vorgeſchriebenen Terminen zu erſtatten. 

Im Auftrage. 
IV 6536. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 
Betrifft Unterlagen für die Genehmigung gewerblicher Anlagen. 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, III. Senats, vom 8. Februar 1909. 


Als der Kläger im Januar 1905 beim Kreisausſchuß des Kreiſes N. die Genehmi⸗ 
gung für eine Dampfkeſſelanlage auf ſeinem Brennereigrundſtück in der Bahnhofſtraße in 
N. nachſuchte, überreichte er eine Beſchreibung der Anlage, in der es heißt: 

„Der vorhandene Schornſtein .. .. hat 18 m Höhe und wird auf 30 m erhöht.“ 
Eine Zeichnung, welche einen 30 m hohen Schornſtein darſtellt, war beigefügt. Der Kreis⸗ 
ausſchuß genehmigte am 1. Februar 1905 die Anlage „nach Maßgabe der mit dieſer 
Urkunde verbundenen Zeichnung und Beſchreibung“ und fügte die Bedingung hinzu: 

„Eine Erhöhung des Schornſteins darf nur nach vorheriger beſonderer Genehmi— 

gung erfolgen.“ 


Der Kläger erhöhte den Schornſtein nicht und ſtellte ſich bezüglichen Anforderungen 
der Polizeibehörde gegenüber auf den Standpunkt, daß er nach dem Inhalte der Genehmi⸗ 
gungsurkunde wohl eine Erhöhung ausführen dürfe, wozu eine beſondere Genehmigung 
nachzuſuchen wäre, aber zu einer Erhöhung des Schornſteins über 18 m nicht gezwungen 
ſei, während die Polizeibehörde zu N. einen ſolchen Zwang annahm. Die letztere forderte 
den Kläger unterm 16./31. Januar 1908 auf Grund des § 132 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883, des § 147 Abſ. 1 Ziffer 2 und Abſ. 3 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung und § 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts auf, ſeiner Verpflichtung 
nachzukommen und zu dieſem Zwecke binnen 3 Monaten nach Empfang der Verfügung 
die zur Genehmigung der Höherziehung des Schornſteins erforderlichen bautechniſchen 
Unterlagen einzureichen, widrigenfalls die Beſchaffung dieſer Unterlagen durch einen 
dritten auf feine Koſten erfolgen und der vorläufig auf 300 / beſtimmte Koſtenbetrag 
im Zwangswege von ihm eingezogen werden müßte. 

Die hiergegen vom Kläger erhobene Beſchwerde wurde durch Beſcheid des Landrats 
zu N. vom 1. Februar 1908 und feine weitere Beſchwerde durch Beſcheid des Regierungs⸗ 
präſidenten zu L. vom 10. April 1908 unter eingehender Darlegung als unbegründet 
zurückgewieſen. 

Der auf Grund des § 127 des Landesverwaltungsgeſetzes erhobenen Klage war der 
Erfolg nicht zu verſagen. g ö 

Unrichtig allerdings iſt die Anſicht des Klägers, daß die Genehmigungsurkunde des 
Kreisausſchuſſes vom 1. Februar 1905 es ihm überlaſſe, ob er den Schornſtein auf 30 m 
erhöhen wolle oder nicht. Nach dem Wortlaute der Genehmigungsurkunde iſt die gewerbe⸗ 
polizeiliche Erlaubnis zur Errichtung der Dampfkeſſelanlage „nach Maßgabe der mit dieſer 
Urkunde verbundenen Zeichnung und Beſchreibung“ erteilt und es kann daher keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Erhöhung des Schornſteins auf 30 m zu den Bedingungen, 
unter welchen die Genehmigung erteilt worden iſt, gehört, denn in der Beſchreibung heißt 
es ausdrücklich: „Der vorhandene Schornſtein .. . hat 18 m Höhe und wird auf 30 m 
erhöht“ und die Zeichnung ſtellt nur einen Schornſtein von 30 m Höhe dar. Der Kläger 
muß alſo den Schornſtein auf 30 m erhöhen. Wenn am Schluſſe der Genehmigungs⸗ 
urkunde geſagt wird, daß eine Erhöhung des Schornſteins nur nach beſonderer Genehmigung 


280 


erfolgen dürfe, fo ift damit zum Ausdrucke gebracht, daß der Kreisausſchuß fich die Feſt⸗ 
ſtellung der beſonderen Bedingungen bezüglich der Erhöhung des Schornſteins auf 30 m, 
für welche weder in der Beſchreibung noch in der Zeichnung die erforderlichen Unterlagen 
gegeben waren, vorbehält. 

Gleichwohl ſind der angefochtene Beſcheid des Beklagten und die durch ihn aufrecht 
erhaltenen polizeilichen Verfügungen vom 16. und 31. Januar 1908 außer Kraft zu ſetzen. 
Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß die Genehmigungsbehörde bisher die Bedingungen für 
die Erhöhung des Schornſteins auf 30 m noch nicht feſtgeſtellt hat, und es iſt der den 
Bedingungen entſprechende Zuſtand, deſſen Herſtellung — die Wegſchaffung der Anlage 
kommt nicht in Frage — gemäß $ 147 Abſ. 1 Nr. 2 und Abſ. 3 der Reichsgewerbeordnung 
die Polizei anzuordnen befugt ſein würde, noch unbekannt. Das Einſchreiten der Polizei⸗ 
behörde kann ſomit auf dieſe Geſetzesbeſtimmungen nicht geſtützt werden und iſt auch ſonſt 
im Geſetze nicht begründet, da nach der ſtändigen Rechtſprechung des Gerichtshofs ein Recht 
der Polizei, einen Gewerbetreibenden zur Einreichung der Unterlagen für eine geſetzlich erforder- 
liche Genehmigung anzuhalten, auch aus den der Polizeibehörde im § 10 Titel 17 Teil II des 
Allgemeinen Landrechts gegebenen allgemeinen Befugniſſen nicht hergeleitet werden kann. 
Dagegen wäre die Polizeibehörde berechtigt geweſen, dem Kläger die Benutzung des der 
Genehmigung entbehrenden Schornſteins auf Grund des § 147 Abſ. 1 Nr. 2 und Abſ. 3 
zu verbieten, da ſie nach dieſen Vorſchriften die Wegſchaffung dieſes nicht genehmigten Teiles 
der Dampfkeſſelanlage anordnen darf. 
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